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Gewidmet meinen lieben Stendalern,


die mich in den letzten Jahren geprägt haben.









Freiheit in ernsten Zeiten –


Eine liberale Erinnerung an Deutschlands Zukunft


Es gibt Momente in der Geschichte eines Landes, in denen sich die Gegenwart schwerer anfühlt als sonst. Die Luft ist dicker. Die Sprache wird schärfer. Die Gewissheiten beginnen zu wanken. Deutschland im Jahr 2026 ist kein Land am Abgrund – aber ein Land in Unruhe. Die wirtschaftliche Dynamik hat nachgelassen, Investitionen wandern ab, der Mittelstand ächzt unter Abgaben und Regulierung. Der Sozialstaat ist gewachsen, doch nicht immer treffsicherer geworden. Die Verwaltung produziert Vorschriften im Übermaß, während Reformen vertagt werden. Und über allem liegt eine ideologische Gereiztheit, die politische Lager nicht mehr als Gegner, sondern als moralische Feinde betrachtet.


Es ist in solchen Zeiten verführerisch, entweder in Zorn zu verfallen oder in Resignation. Doch beides war nie die Haltung des deutschen Liberalismus.


Wer sich an die großen liberalen Gestalten unserer Geschichte erinnert, erkennt: Sie wirkten selten in bequemen Zeiten. Sie handelten in Umbrüchen, in Spannungen, in Krisen. Ihre Botschaft war nie schrill. Aber sie war klar. Und sie war mutig.


Als Heinrich von Gagern 1848 in der Frankfurter Paulskirche das Wort führte, stand Deutschland nicht vor wirtschaftlicher Stagnation, sondern vor revolutionärer Zerrissenheit. Auch damals ging es um Identität, um Einheit, um die Frage, wem der Staat gehört. Gagerns Antwort war weder nationalistische Leidenschaft noch radikale Gesellschaftsutopie. Seine Antwort war Verfassung. Ordnung. Institution. Er wusste: Freiheit ohne rechtlichen Rahmen zerfällt, und Macht ohne Bindung verführt.


Heute, da politische Milieus einander zunehmend die demokratische Legitimität absprechen, wirkt dieser Gedanke überraschend modern. Die Republik ist kein Projekt einer Gesinnung. Sie ist ein Versprechen an freie Bürger, ihre Konflikte innerhalb einer gemeinsamen Ordnung auszutragen. Wer dieses Fundament aufkündigt – von links oder rechts –, schwächt nicht den Gegner, sondern das Gemeinwesen.


Doch Liberalismus war in Deutschland nie nur Verfassungsdenken. Er war immer auch Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik.


Hermann Schultze-Delitzsch verstand früh, dass sozialer Fortschritt nicht aus staatlicher Fürsorge allein erwächst, sondern aus Selbstorganisation. Seine Genossenschaften waren Ausdruck eines tiefen Vertrauens: Bürger sind fähig, Verantwortung zu übernehmen, wenn man ihnen Raum lässt.


Man darf fragen, ob dieses Vertrauen heute noch ungebrochen ist.


Ein Sozialstaat, der immer neue Leistungen verspricht, aber strukturelle Reformen scheut, läuft Gefahr, Fürsorge mit Dauerabhängigkeit zu verwechseln. Liberal gedacht heißt das nicht: Rückzug des Staates um jeden Preis. Es heißt: Präzision statt Gießkanne. Hilfe zur Selbsthilfe. Förderung von Eigentumsbildung, Bildung, Unternehmergeist. Der Staat soll befähigen, nicht ersetzen.


Eugen Richter hätte wohl deutliche Worte gefunden für eine Politik, die Verteilung höher bewertet als Wertschöpfung. Er wusste: Eine Volkswirtschaft kann nur verteilen, was sie zuvor erwirtschaftet hat. Wenn Regulierung, Steuerlast und Bürokratie Innovationskraft ersticken, dann schwächt das nicht „den Markt“, sondern die Bürger, die von Arbeit, Gründung und Leistung leben.


In einer Zeit, in der wirtschaftlicher Abstieg oft als globales Schicksal hingenommen wird, wäre die liberale Antwort eine andere: Wettbewerbsfähigkeit ist gestaltbar. Sie verlangt Mut zur Entbürokratisierung, zur Steuerstrukturreform, zur Priorisierung von Investitionen in Forschung, Infrastruktur und digitale Modernisierung. Nicht Ideologie, sondern Standortvernunft.


Auch der nationalliberale Gedanke, wie ihn Rudolf von Bennigsen vertrat, wird häufig missverstanden. Er meinte keinen aggressiven Nationalismus, sondern die Einsicht, dass Freiheit politische Handlungsfähigkeit braucht. Ein Staat, der alles regeln will, wird schwach. Ein Staat, der seine Kernaufgaben vernachlässigt – innere Sicherheit, äußere Sicherheit, funktionierende Institutionen –, ebenso. Liberalismus heißt nicht Staatsverachtung, sondern Staatsklarheit.


Vielleicht ist das eine der zentralen Fragen unserer Zeit: Wo muss der Staat stark sein – und wo muss er loslassen? Eine Republik, die jedes Detail normiert, verliert an Kraft für das Wesentliche.


Friedrich Naumann wiederum versuchte, Liberalismus und soziale Frage zusammenzudenken. Er wusste, dass Freiheit ohne Aufstiegschancen hohl klingt. In einer Gesellschaft, die sich zunehmend entlang kultureller Identitäten sortiert und politische Debatten moralisch auflädt, wäre seine Botschaft vermutlich eine Einladung zur Integration durch Teilhabe: Gute Bildung, offene Berufswege, Eigentumschancen für breite Schichten – das sind keine Nebenthemen, sondern die Grundlage sozialer Stabilität.


Identitätspolitische Grabenkämpfe erzeugen Aufmerksamkeit. Aber sie erzeugen keine wirtschaftliche Dynamik und keinen sozialen Aufstieg. Eine liberale Republik setzt auf gleiche Rechte, gleiche Chancen und den Mut zur Eigenleistung – nicht auf dauerhafte Lagerbildung.


In Fragen staatlicher Nüchternheit könnte man an Theobald von Bethmann-Hollweg denken, dessen Politik von Maß und Abwägung geprägt war. In aufgeheizten Zeiten ist Maß keine Schwäche, sondern Stärke. Politik darf Visionen haben, aber sie muss rechnen können. Haushaltsdisziplin ist kein technokratisches Detail, sondern Ausdruck von Generationengerechtigkeit.


Walther Rathenau, Industrieller und Denker, erkannte früh die organisatorische Dimension der Moderne. Er hätte vermutlich wenig Verständnis für eine Verwaltung, die Innovation verzögert, statt sie zu ermöglichen. Technologischer Fortschritt, industrielle Wertschöpfung, internationale Kooperation – das sind keine Gegensätze zu ökologischer oder sozialer Verantwortung. Sie sind ihre Voraussetzung.


Und schließlich Max Weber mit seiner berühmten Unterscheidung zwischen Gesinnungsethik und Verantwortungsethik. Politik, so Weber, muss die Folgen ihres Handelns bedenken. Moralische Überzeugung allein genügt nicht. Diese Mahnung ist aktueller denn je in einer Öffentlichkeit, die Empörung oft höher bewertet als Ergebnisorientierung.


Vielleicht ist es Gustav Stresemann, dessen Lebensweg am stärksten Hoffnung stiftet. Er führte Deutschland in den 1920er Jahren aus ökonomischer Katastrophe und internationaler Isolation zurück in Stabilität und Kooperation. Seine Politik war kein Triumphzug, sondern mühsame Realpolitik. Aber sie zeigte: Selbst nach Inflation, politischer Gewalt und gesellschaftlicher Spaltung ist Erneuerung möglich.


Deutschland 2026 steht vor großen Aufgaben. Aber wir stehen nicht vor den Trümmern von 1923. Unsere Institutionen funktionieren. Unsere Gesellschaft ist leistungsfähig. Unsere Wissenschaft, unsere Unternehmen, unsere Bürger besitzen enormes Potenzial.


Was fehlt, ist weniger Substanz als Zuversicht – und der Mut zur Reform.


Der deutsche Liberalismus war nie ein Projekt der Bequemlichkeit. Er war ein Projekt der bürgerlichen Verantwortung. Er setzte auf die Kraft freier Individuen, auf Rechtsstaatlichkeit, auf wirtschaftliche Vernunft, auf sozialen Aufstieg durch Leistung, auf nationale Zugehörigkeit ohne Überheblichkeit und auf internationale Kooperation ohne Selbstverleugnung.


In ernsten Zeiten zeigt sich der Charakter einer politischen Kultur. Die liberale Antwort auf Unsicherheit lautet nicht Rückzug, nicht Radikalisierung, nicht ideologische Verhärtung. Sie lautet: Freiheit erneuern.


Freiheit in der Wirtschaft durch Entlastung und Innovation.


Freiheit im Denken durch offene Debattenkultur.


Freiheit im Sozialen durch echte Aufstiegschancen.


Freiheit im Staat durch klare, begrenzte, aber entschlossene Aufgabenwahrnehmung.


Deutschland hat schwierigere Phasen überwunden. Es kann auch diese überwinden. Nicht durch Wunschdenken, sondern durch Reformbereitschaft. Nicht durch Spaltung, sondern durch republikanische Mäßigung. Nicht durch Angst, sondern durch Vertrauen in die Fähigkeiten seiner Bürger.


Freiheit ist kein historisches Denkmal. Sie ist eine lebendige Praxis.


Und sie wartet – wie so oft in unserer Geschichte – darauf, dass wir sie entschlossen verteidigen und neu gestalten.
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